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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 7B_243/2023 vom 14.11.2023 

Regeste 

Kasuistik bedingte Entlassung aus einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
 
Dass in einer Begutachtung im Rahmen der Darstellung der Vorgeschichte und der 
Auswertung der Akten ausgewiesen wird, zu welchen Ergebnissen frühere 
psychopathologische Befunde geführt haben, ist nicht nur zulässig, sondern sachlich 
geboten. 
 
Der Beschwerdeführer zeigt keine Bereitschaft, sich einer freiwilligen Therapie zu 
unterziehen (vgl. E.3.1.). Das Gesetz verpflichtet den Gefangenen, aktiv an den 
Sozialisierungsbemühungen und den Entlassungsvorbereitungen mitzuwirken (Art. 75 
Abs. 4 StGB). Die Konfrontation und Auseinandersetzung des Täters mit seiner Tat ist ein 
wesentliches Element des Veränderungsprozesses auf dem Weg zu einem deliktfreien 
Leben. Die Weigerung, aktiv an den Resozialisierungsmassnahmen mitzuwirken, ist als 
negatives Prognoseelement zu werten. Dies kann im Ergebnis zur Verweigerung von 
Vollzugslockerungen führen (Bestätigung der Rechtsprechung).  
 
Die Fachkommission muss bei der Prüfung der bedingten Entlassung nur beigezogen 
werden, wenn die zuständige Behörde die Frage der Gemeingefährlichkeit nicht eindeutig 
beantworten kann. 

Aus den Erwägungen: 

E.3.5.2. (…)   

Auch seine erneut vorgetragenen Rügen, das Gutachten sei "widerrechtlich zustande gekommen" 

und der Gutachter sei nicht unabhängig, weil dieser darin "ständig" Bezug auf ältere Gutachten 

nehme, sind ohne Substanz. Wie die Vorinstanz ausführt, hat Dr. med. B. an 

Explorationsterminen, die insgesamt fünf Stunden dauerten, eigene Befunde erhoben und eigene 

Abklärungen vorgenommen. Dass er im Rahmen der Darstellung der Vorgeschichte und der 

Auswertung der Akten ausweist, zu welchen Ergebnissen frühere psychopathologische Befunde 

geführt haben, ist nicht nur zulässig, sondern sachlich geboten, wie die Vorinstanz unter Hinweis 

auf den Leitfaden zur Gutachtenerstellung der Fachkommission psychiatrische und 

psychologische Gutachten des Obergerichts des Kantons Zürich zu Recht ausführt (vgl. auch 

URWYLER/ENDRASS/HACHTEL/GRAF, Handbuch Strafrecht, Psychiatrie, Psychologie, 2022, 

S. 365 f.). Daraus folgt weder, dass der Gutachter nicht unabhängig wäre, noch, dass sich das 
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Gericht nicht auf sein Gutachten stützen dürfte. Dass die Vorinstanz das Gutachten willkürlich 

gewürdigt hätte, macht der Beschwerdeführer nicht geltend und ist auch nicht ersichtlich.  

E.3.5.3. Entgegen seinem Vorbringen wird der Beschwerdeführer nicht gezwungen, sich einer 

Therapie zu unterziehen. Die Vorinstanz erkennt zutreffend, dass das Gesetz den Gefangenen 

verpflichtet, aktiv an den Sozialisierungsbemühungen und den Entlassungsvorbereitungen 

mitzuwirken (Art. 75 Abs. 4 StGB). Die Konfrontation und Auseinandersetzung des Täters mit 

seiner Tat ist ein wesentliches Element des Veränderungsprozesses auf dem Weg zu einem 

deliktfreien Leben. Die Weigerung, aktiv an den Resozialisierungsmassnahmen mitzuwirken, ist 

als negatives Prognoseelement zu werten (Urteile 7B_280/2023 vom 15. August 2023 E. 2.4.2; 

6B_307/2022 vom 23. Mai 2022 E. 2.2.2; 6B_240/2017 vom 6. Juni 2017 E. 1.5.4; je mit 

Hinweisen). Dies kann im Ergebnis zur Verweigerung von Vollzugslockerungen führen.   

E.3.5.4. Schliesslich trifft nicht zu, dass eine Kommission i.S.v. Art. 62d Abs. 2 StGB die bedingte 

Entlassung hätte beurteilen müssen, wie der Beschwerdeführer geltend macht. Zwar hat er einen 

Mord und damit ein Verbrechen i.S.v. Art. 64 Abs. 1 StGB begangen (Art. 75a Abs. 1 lit. a StGB). 

Die Vorinstanz erkennt aber zutreffend, dass die Fachkommission nur dann tätig wird, wenn die 

zuständige Behörde die Frage der Gemeingefährlichkeit nicht eindeutig beantworten kann (Art. 

75a Abs. 1 lit. b StGB). Das war vorliegend nicht der Fall, da aufgrund der gutachterlich 

festgestellten Rückfallgefahr keine Unsicherheit bezüglich der Gefahr weiterer Straftaten bestand 

(vgl. Art. 75a Abs. 3 StGB).   

E.3.6. Die Vorinstanz unterzieht die für die Entscheidung zu berücksichtigenden 

prognoserelevanten Umstände einer Gesamtwürdigung. Dies zeigt sich bereits daran, dass der 

Beschwerdeführer ihr wahlweise vorwirft, sie leite die negative Legalprognose einzig aus dem 

Gutachten (Beschwerde S. 17 Rn. 68), das dem Beschwerdeführer eine hohe bis sehr hohe 

Rückfallgefahr für Gewaltdelikte attestiert, seinem Vorleben (S. 9 Rn. 30) oder dem fehlenden 

Therapiewillen (S. 10 Rn. 36) ab. Tatsächlich berücksichtigt die Vorinstanz alle diese 

Gesichtspunkte. Darüber hinaus trägt sie auch den jüngsten Entwicklungen im Strafvollzug 

Rechnung, namentlich den (wenigen) Gesprächen, die der Beschwerdeführer mit Sozialarbeitern 

geführt hat. Sie bewegt sich im Rahmen ihres Beurteilungsspielraums, wenn sie diesen für die 

Legalprognose keine ausschlaggebende Bedeutung beimisst. Auch hinsichtlich der in Freiheit zu 

erwartenden Lebensverhältnisse stellt die Vorinstanz gestützt auf die Angaben des 

Beschwerdeführers willkürfrei fest, dass die Entlassungsverhältnisse weiterhin wenig klar seien. 

Sie leitet dies unter anderem daraus ab, dass weder die angeblich wichtigste Bezugsperson des 

Beschwerdeführers, sein Bruder, noch die restliche übrige Familie in Mazedonien etwas über 

seine kriminelle Vorgeschichte und den problematischen Vollzugsverlauf wüssten und keine 

Konzepte bestünden, wie sie mit den deliktsrelevanten Problembereichen umzugehen 

gedächten.   

 

 


